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und indirecte Steuern 
Wirkungsweile. 


Ueber direrte und ihre 


(Fortſetzung.) 


Noch beträchtlicher iſt aber die Wirkung, welche die directen 
Steuern auf die Pflichtigen ſelbſt und ihre gegenſeitige Stellung zu 
einander üben. 

Fühlbar iſt jede Steuer, ſie mag angelegt ſein wie ſie will. Bei 
dem größten Theil der Betroffenen macht ſich daher der Wunſch geltend, ſie 
von ſich abzuwälzen oder in irgend einer Weiſe zu erſetzen. Sogleich 
bei jeder neuen Steueranlage beginnt daher ein volkswirthſchaftlicher 
Gährungsproceß, deſſen Ferment eben in dem Streben der Abwälzung 
derſelben beſteht, der aber gerade je nach ihrer Fixirung auf beſtimmte 
Zeiträume oder ihrer Wandelbarkeit einen ganz verſchiedenen Verlauf 
nimmt, 

Die Verhältniſſe, unter denen die einzelnen Familien ihr Ein- | 
kommen beziehen, find bei allen Berufsarten äußerſt ungleich. Sobald 
nun in den Steuern ſämmtlichen Staatsangehörigen oder einzelnen 
Claſſen derſelben weitere Ausgaben auferlegt werden, trifft dieſe Maß⸗ 
regel einen Theil im mühſamen Kampfe zur fortdauernden Erhaltung 
ſeines Einkommens oder vielleicht ſchon im Zuſtande ſeines Rückganges, 
— Andre, die bei beſſerem Glück und wohl auch vermöge ihres 
Capitals oder Credits, ihren günſtigen Verwandtſchafts⸗, Orts⸗ und 
anderen Verhältuniſſen in der Lage find, ihren Geſchäftsbetrieb ins Un⸗ 
beſtimmte auszudehnen, ſobald ſie in den Preiſen, bezw. in dem Abſatze 
eine Aufmunterung dazu finden. Jede Steuer, kaum ins Leben getreten, 
findet daher folgende 2 Claſſen von Steuerpflichtigen: 

1. ſolche, die nicht im Stande find, durch vermehrte Hervor- 
bringung (Geſchäftsausdehnung) ſich die Steuer zu erſetzen, und 

2. ſolche, die hierzu mehr oder weniger ausreichende Mittel 
haben. | 


Wie werden ſich alfo dieſe verſchiedeuen Claſſen gegenüber den 
für beſtimmte Zeiträume fixirten Steuern verhalten? Am nächſten liegt 
wohl bei jeder neuen Steuerauflage der Gedanke an einen Preisaufſchlag 
oder (was dasſelbe iſt) geringere Leiſtung bei gleichem Preiſe. Allein 
gerade die Feſtſtellung der directen Steuern für beſtimmte Zeiträume 
läßt dies bei ſo ungleichen Verhältniſſen nicht zu. Die Intereſſen der 
Steuerpflichtigen ſtehen ſich in den bezeichneten beiden Kategorien ſchroff 
entgegen. Ein Preisaufſchlag aber gelingt nicht, wenn auch nur Ein— 
zelne ihren Vortheil dabei ſehen, auf dem geringeren Preiſe zu beharren 
oder gar noch weiter herabzugehen. Und dieſe Aufforderung zur Ermäßi— 
gung der Preiſe finden gerade Diejenigen in den fixirten Steuern, 
welche im Stande find, ihr Geſchäft beliebig auszudehnen. Sie werden 
den größeren Vortheil in dem raſcheren, ausgebreiteteren Abſatz er— 
blicken, in dem Anſichreißen aller Käufer, dem Ueberflügeln ihrer minder 
begünſtigten Concurrenten. Wie z. B. Solche, die durch Defraudation 
ſich Koſten (Steuern) erſparen, alsbald geneigt ſind, daraus durch wohl— 
feilen Verkauf oder beſſere Waare, bezw. durch ſchnelleren Abſatz Vortheil 
zu ziehen, — ſo der begünſtigte Steuerpflichtige. Noch weit mehr aber 


fühlt er ſich dazu veranlaßt, wenn die zeitweilige Unbeweglichkeit der 
Steuer ihm für Alles, was er mehr abſetzt, als bei der Regulirung 


angenommen war, gegenüber Jenen, die nun einmal nicht mehr leiſten 
konnen, völlige Steuerfreiheit ſichert. Hier alſo, d. h. bei den einfluß⸗ 
reichſten Gewerbetreibenden, tritt die Wirkung einer Steuer der bezeich- 
neten Art zuverläſſig nicht in der Erhöhung, ſondern in der Minderung der 


Preiſe hervor. Sie wirkt hier auf eine erweiterte Benutzung der Ein- 


nahmequellen. Die übrigen wirthſchaftenden Perſonen, welche auf dieſer 
Seite ihrer Wirthſchaftsthätigkeit keine Ausſicht haben, einen Erjab für 
die neue Steuerauslage zu erlangen, ſind genöthigt, ſich auf die andere 
zu wenden, d. h. an ihren Ausgaben zu ſparen, wenn nicht ihr Ein- 
kommen groß genug iſt, um die neue Laſt ohne Erſatz verſchmerzen 
zu können. 

Häufig genug muß man zu dieſem Mittel greifen, um auch andere 
Laſten zu decken. Es iſt ein Hilfsmittel, deſſen Verbrauch oft weniger 
Bedenken erregt, als er ſollte. Es wird erſt recht fühlbar, wenn eine 
weitere Anforderung der Zeit und Verhältniſſe an dieſen Reſervefond 
hinzukommt. Iſt dies nicht der Fall, dann freilich hat die Erſchöpfung 
desſelben nur geringen Nachtheil; tritt ſie aber hinzu, ſo ſchreitet nur 


allzuleicht der bleiche Gaſt, der mit der Ergreifung jenes Mittels bereits 


an die Thüre klopft, über die Schwelle, die hungernde Armuth. 

Zu dieſem Auskunftsmittel muß unbedingt eine große Zahl der 
von der fixirten Steuer Betroffenen greifen, und es wirkt ſchon bei 
ihnen als ein wahres, ſehr beachtenswerthes Uebel, weil es ein dau⸗ 
erndes iſt. Wie aber, wenn Solche von dieſen Steuern erreicht werden 
— und es iſt vielfach der Fall — die bereits auf dem Punkte ſtehen, 
auch ihre Ausgaben auf das Aeußerſte beſchränkt, ihre Einnahmsquellen 
(Arbeit und Capital, bezw. Credit) auf das Weiteſte geöffnet haben, 
wie z. B. die mit geringen Gehalten Angeſtellten, Witwen mit geringen 
Renten, arme Gewerbsleute, Landwirthe und Taglöhner, die vielleicht 


ſchon 14— 16 Stunden täglich arbeiten und auf das ſpärlichſte leben? 
Dem Cataſterbeamten können dieſe Unglücklichen nicht zum voraus 
bekannt ſein und auch einer rückſichtsvollen Nachſicht beim Einzug ſind 
ſie keineswegs verſichert. Man frage die Vollſtreckungsbeamten, wenn 
man über dieſe Seite der fixirten Steuern Auskunſt haben will. Die 
bedrängten Pflichtigen ſind häufig genug darauf angewieſen, ſich ihre 
Steuer (und ebenſalls auch noch die Executionskoſten) im wörtlichen 
Sinne am Munde abzudarben oder ihren Gläubigern anzuhängen! 

Die Wirkung dieſer Steuergattung iſt ſomit auch nach dieſer 
Seite hin — Herabgehen der Preiſe wegen Verminderung der Con⸗ 
ſumtion. 

Bei fixirten Steuern, die nicht ſehr hoch find, iſt zwar die Wir— 
kung auf die Preiſe und der Kampf der Beſteuerten unter ſich nicht 
deutlich wahrnehmbar, weil immerhin noch ſtärkere Momente vorwie— 
gend auf die Preiſe wirken. Allein vorhanden iſt ſie immerhin und 
auch bei ihnen iſt wenigſtens die fortdauernde B-laftung fühlbar genug 
eben 
denken iſt und daher das durchſchuittliche Einkommen der Betroffenen 
geſchmälert bleibt. 

Hieraus ergibt ſich das Reſultat: 

Die Einkommens- oder ſixirten Steuern (Schatzungen) haben bei 
Verminderung der Preiſe die vorzugsweiſe Belaſtung der weniger Ver— 


möglichen und jener Gewerbsleute ꝛc. ꝛc., welche durch Verhältniſſe 


irgend welcher Art an dem ſchwunghaften Betriebe und bezw. an der 
Ausdehnung ihres Geſchaftes verhindert find, zur Folge; fie zwingen 
die Erſteren zu immer angeſtrengterer Arbeit; ſie begünſtigen einen 


fortdauernden Kampf der größeren Gewerbsleute gegen die geringeren, 
d. h. ihr endlicher Erfolg iſt directe, bleibende Belaſtung da, wo eine 


vermehrte Geſchäftsthätigkeit nicht möglich iſt, und theils bleibende, 
theils durch vermehrten Abſatz überwälzbare, — wo geſteigerte Arbeits— 
thätigkeit und Capitalverwendung zu Etwas führt, — und ſchließlich 
übermäßige Anſpannung der Arbeitskraft der Geringeren im Kampfe 
mit dem Capitol der Bemittelteren. 


Dies iſt im Allgemeinen die Wirkung einer jeden fixirten oder 


directen Einkommensſteuer. Freilich wirken die einzelnen Gattungen 


wieder mehr oder weniger verſchieden; aber die Wirkung einer jeden 


iſt eine unbedingt nachtheilige. Die eine wie die andere trifſt die 
Pflichtigen ungleich, vertheilt ſich durchaus verſchieden auf die ein- 
zelnen Steuerobjecte und gibt Denjenigen, welche durch Ausdehnung 
ihrer Production und größeren Capitalverwendung ihre Einnahme 
während der betreffenden Steuerperiode verhältnißmäßig raſcher als 
ihre Concurrenten vermehren können, eine verderbliche Waffe in die 
Hände. 

Es ſei uns jedoch erlaubt, eine der gewöhnlichſten Steuern, die 
in der Regel wegen der geringeren Beträge, in denen ſie erhoben 
wird, nicht einmal einen beſonderen Widerwillen auf ſich gezogen, — 
beiſpielsweiſe etwas näher zu betrachten, — die Grundſteuer *). 

Sie muß ihrer Natur nach ſchon für längere Zeit, etwa nach 
der 
lichen Ertragsfähigkeit, feſtgeſetzt werden. Eine Rückſichtsnahme auf 
perſönliche Verhältniſſe, welche zum guten Theil den reinen Ertrag 
bedingen, 


er im Stande iſt, zur erſprießlichen Benutzung aufzuwenden u. dgl. iſt 
durchaus unmöglich. Wie viele Verhältniſſe bedingen die höhere oder 
geringere Ertragbarkeit! Das Meiſte bleibt unberückſichtigt. Der Staat 
verlangt ſeine Steuern. Woraus ſoll der Beſitzer ſie beſtreiten? 


Der kleine Landwirth, unbedingt der zahlreichſten Gewerbsclaſſe 


(wenigſtens in Deutſchland) angehörig, denkt in der Regel nicht einmal 


daran, daß er gerade von dieſem Grundſtücke eine beſtimmte Steuer 
zahlen muß, von jenem eine andere. Ja, es iſt ihm in den meiſten 
Fällen gänzlich unbekannt, wie hoch ſeine einzelnen Grundſtücke kata⸗ 
ſtrirt ſind. Er ſaßt ſein ganzes Einkommen zuſammen und ſpart nicht 
ſelten das volle Jahr über das baare Geld, welches ihm vielleicht aus 
ganz anderen Quellen, aus dem Verkauf von Milch oder einem Stück Vieh, 
aus Strohgeflecht oder Taglöhnerverdienſt ꝛc. ꝛc. zufließt, — um ſeine 
Steuer damit zu bezahlen. Der arme Taglöhner, der kaum im Stande 
iſt, den ſpärlichen Dünger für ſein Aeckerchen zu gewinnen, iſt genöthigt, 


) Weiter unten findet ſich noch ein Beiſpiel bei Beſprechung der in 
Bauſchſummen erhobenen Steuern. 
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weil in keinem Falle an eine entſprechende Preiserhöhung zu 


Flächengröße der betreffenden Grundſtücke und ihrer durchſchnitt⸗ 


— auf die landwirthſchaſtliche Befähigung des Eigenthümers, 
die Aufſicht, die er den Arbeitern zu widmen hat, auf die Mittel, die 


die volle Steuer nach Maßgabe der Größe und Bodenclaſſe ſeines Grund- 
ſtücks zu bezahlen, während der Wohlhabende mit wenig baarem Gelde 
ſeinem Grundſtücke vielleicht einen dreifach höheren Ertrag abgewinnt, 
wenn Jener nicht durch angeſtrengteſten Fleiß im Schweiße ſeines 
Angeſichts in der Bearbeitung des Feldes das Fehlende zu erſetzen weiß. 
| Die Steuer bleibt eine und dieſelbe. Sie nach den angedeuteten Verhält⸗ 
niſſen zu regeln, iſt ſchlechthin unmöglich. Was iſt die Folge? Das Ein- 
kommen des Eigenthümers iſt mittelſt dieſes Steuermaßes betroffen, 
aber der Ertrag der Grundſtücke ſo ungleich, daß bei dem Einen der 
Ueberſchuß über die Koſten von der Steuer ganz abſorbirt werden kann, 
während ſie bei cinem andern gut bewirthſchafteten Grundſtücke vielleicht 
kaum fühlbar iſt. An eine Uebereinſtimmung der Producenten zur Preis⸗ 
erhöhung der Producte und ſonach zur Erzielung eines Erſatzes der 
Steuerauslage für alle Pflichtigen (in den Productenpreiſen) iſt daher 
nicht zu deuken. Die Steuer gehört ein für alle Mal zu den regel— 
mäßigen jährlichen Ausgaben des Eigenthümers und die Preisſchwan— 
kungen der Erzeugniſſe richten ſich nach ganz anderen Motiven. Wenn 
die einzelnen Steuerbeträge aber auch für die Mehrzahl der Producenten 
wegen der Kleinheit der Quoten noch erträglich ſcheinen jo vermehrt fie 
doch die ſchon beſtehende Ungleichheit unter den Grundeigenthümern, 
die mißliche Stellung der minder Vermöglichen, welche wenig mehr, als 
ihre Arbeitskraft aufzubieten haben, und das Uebergewicht des 
Reicheren, des Capitals über die Arbeit. 

Sie erzeugt aber auch ein Mißverhältniß der ganzen landbauenden 
Claſſe von Producenten gegenüber allen anderen und wird dann doppelt 
ſchädlich. 

Jede der auf einzelnen Productionsmitteln ruhenden Steuern 
(Grund, Häuſer-, Capital- ꝛc. ꝛc. Steuer) wirkt nach dieſen beiden 
Richtungen hin nachtheilig. Wo ſolche Steuern beſtehen (und es iſt weit— 
aus in den meiſten Ländern der Fall) gelangt man daher, um wenig— 
ſteus in letzterer Hinſicht Abhilfe zu verſchaffen, immer wieder zu dem 
Gedanken, für jede einzelne Perſon alle ihr zu Gebot ſtehenden 
Mittel, Einnahmen zu erlangen, zuſammenꝛufaſſen und fie hiernach zu 
beſteuern, d. h. zu dem Gedanken an die allgemeine Einkommensſteuer, 
und ſie gilt noch immer bei Vielen als das Ideal der directen Steuern, 
obgleich man umgekehrt, wie wir geſehen haben, gerade wegen der 
größeren Schwierigkeiten, welche ſie mit ſich bringt, zu den einzelnen 
ſogenannten Ertragsſteuern gegriffen hat. Es iſt dies gewiſſermaßen ein 
Kreislauf von der einen mangelhaften Steuer zur anderen. Die Mängel 
derjenigen, welche zunächſt vor Augen treten, machen blind für die 
Mängel der in der Ferne liegenden oder laſſen dieſelben wenigſtens 
kleiner erſcheinen. 


f Aber — wird man einwenden — bei Verminderung der Preiſe 
gewinnen wenigſtens die Conſumenten! Ein Gewinn, wenn Alle ver— 
lieren? — denn die directen Steuern ſollen ja Alle treffen 


Der Verfaſſer würde dieſes jo leicht zerfallenden Einwandes wohl 
kaum erwähnt haben, wenn er ihm nicht in der That ſchon mehrfach 
entgegenhalten worden wäre. Wie wenig er begründet iſt, wird ſich 
auch bei den ſpäteren Erörterungen über die indireeten Steuern 
ergeben, zu deren Betrachtung wir übergehen. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 

Zur Frage, ob und inwieferne Anſprüche auf die den Gemeinden 
hinſichtlich ihrer Heimatsberechtigten obliegende Armenverſorgung 
zur gerichtlichen Entſcheidung zu bringen ſind. 

Mit der Klage de praes. 3. Februar 1878, 3. 355, verlangte 
A., daß die Gemeinde B. zur Zahlung von 230 fl. 16 kr. für von 
ihm der zur genannten Gemeinde heimatsberechtigten, armen und kranken 
C. in der Zeit vom 27. October 1874 bis 24. April 1875 geleiſteten 
Unterhalt und Betreuung verurtheilt werde. 

Das k. k. Kreisgericht Wels hat mit Urtheil vom 24. December 
1878, 3. 1106, dem Kläger nur 98 fl. 16 kr. ſammt 6% Zinſen 
vom Klagstage und die Hälfte der Gerichtskoſten im Betrage von 12 fl. 
45 kr. zugeſprochen, im Uebrigen aber den Kläger abgewieſen. 

Ueber Appellation beider Theile hat das k. k. Oberlandesgericht 
in Wien der Appellation der Geklagten unterm 18. März 1879, 
3. 4738, ſtattgegeben, das erſtrichterliche Urtheil nur bezüglich eines 


dem Kläger zuerkaunten Betrages von 34 fl. aufrecht erhalten, den 
erſtrichterlich dem Kläger zugeſprochenen Mehrbetrag aber aberkannt, die 
Gerichtskoſten erſter Jnſtanz gegen einander aufgehoben und den Kläger 
ſchuldig erkannt, der geklagten Gemeinde die Hälfte ihrer Appellations⸗ 
koſten im Betrage von 8 fl. 50 kr. zu erſetzen. 

Beide Inſtanzen begründen ihren Zuſpruch damit, daß der Kläger 
durch die Verpflegung und Betreuung der kranken C. einen Aufwand 
machte, welchen die geklagte Gemeinde nach dem Geſetze ſelbſt hätte 
machen müſſen, daher er auch gemäß § 1042 a. b. G. B. berechtigt 
fei, den Erſatz in dem Maße zu fordern, als die Geklagte zum Auſ— 
wande verpflichtet geweſen wäre. 

Ueber die Reviſionsbeſchwerde des Klägers hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mittelſt Entſcheidung vom 16. Juli 1879, 3. 5026, das 
ganze Verfahren ſammt den untergerichtlichen Urtheilen als nichtig zu 
beheben und die Rückſtellung der Klage zu verordnen befunden aus 
nachſtehenden Gründen: 

Der Anſpruch des Klägers gründet ſich auf die Behauptung, daß 
die Gemeinde B. in der Zeit vom 27. October 1874 bis 25. April 
1875 zur Verpflegung der C. in der Art, wie ſie angeblich vom Kläger 
geleiſtet wurde, verpflichtet war, daß daher der Kläger einen Aufwand 
gemacht hat, welchen zu machen der Gemeinde obgelegen wäre. 

Ueber die Frage jedoch, ob und in welchem Umfange die Gemeinde 
B. zur Verpflegung der C. verpflichtet war, kann im Rechtswege nicht 
entſchieden werden. Dieſe Verpflegung betrifft nach den 88 22 und 24 
des Geſetzes vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, die den 
Gemeinden hinſichtlich ihrer Heimatsberechtigten obliegende Armenver— 
ſorgung, über deren Art und Weiſe die Gemeinde nach $ 25 zu ent— 
ſcheiden hat. Da nach 8 44 des bezogenen Geſetzes der Arme einen 
Auſpruch auf Verſorgung gegen die Gemeinde im Rechtswege nicht 
geltend machen kann, ſo kann es auch nicht angehen, daß ein Dritter 
die Frage, ob und welche Art der Verſorgung dem Heimatsberechtigten 
von der Gemeinde zu leiſten war, zur ge ichtlichen Entſcheidung bringe. 
Der § 36 des obigen Gefetzes beſtimmt, daß die Verhandlung und 
Entſcheidung in Angelegenheiten, welche das Heimatsrecht betreffen, mit 
Ausnahme der im Geſetze ſelbſt bezeichneten Fälle, zur Kompetenz der 
politiſchen Behörden gehören. Zu dieſen Ausnahmsfällen gehören keines— 
wegs Erſatzanſprüche ſolcher Art, wie ſie vom Kläger geltend gemacht 
werden wollen. 

Es handelt ſich nicht um eine ſtreitige Frage des Civilrechtes, 
deren Entſcheidung nach §S 37 dem Gerichte zuſteht. Der § 38 weiſet 
der gerichtlichen Kompetenz nur die Entſcheidung über diejenigen Erſatz⸗ 
anſprüche zu, welche Gemeinden wegen des Aufwandes von Verpflegs— 
koſten gegen die zur Verſorgung nach dem Civilrechte verpflichteten Per— 
ſonen erheben. Selbſt in dieſem Falle hat nach 8 39 die politiſche 
Behörde vorerſt den Betrag der aufgewendeten Verpflegskoſten zu be⸗ 
ſtimmen und kann hierüber im Rechtswege nicht weiter mehr verhan— 
delt werden. 


Anſprüche an die Gemeinde auf Armenverſorgung ſind nach 8 44 
in dem durch die Gemeindeordnung ſeſtgeſetzten Beſchwerdezuge auszu⸗ 
tragen. Dieſen Weg hat der Kläger auch bereits betreten und liegen 
die diesbezüglichen Entſcheidungen des oberöſterr. Landesausſchuſſes vom 
11. Februar 1875, Z. 1268, und vom 8. April 1875, 3. 3286, vor. 
Die letztere hat zwar dem Kläger freigeſtellt, im Falle er aus irgend 
einem privatrechtlichen Titel gegen die Gemeinde B. weitergehende An— 
ſprüche wegen der Verpflegung der C. erheben zu können vermeint, die⸗ 
jelben vor dem Civilrichter geltend zu machen. Allein der Kläger hat 
für feine Anſprüche keinen privatrechtlichen Titel, wie etwa einen mit 
der Gemeinde bezüglich der Verpflegung der C. geſchloſſenen Vertrag. 

Der § 1042 a. b. G. B., welcher beſtimmt, daß, wer für einen 
Anderen einen Aufwand macht, den dieſer nach dem Geſetze ſelbſt hätte 
machen müſſen, das Recht hat, den Erſatz zu fordern, begründet für den 
Kläger einen im Rechtswege geltend zu machenden Titel nicht, weil die 
Frage, ob und in welcher Weiſe die Gemeinde B. verpflichtet war, die 
C. zu verpflegen, wie bereits gezeigt worden iſt, der gerichtlichen Ent- 
ſcheidung nicht unterliegt Es mußte daher gemäß $ 48 der J. N. das 
ganze über die Klage ſtattgehabte Verfahren ſammt den geſchöpften Er⸗ 
kenntniſſen als nichtig aufgehoben und die Zurückſtellung der Klage 
angeordnet werden. 

Der Koſtenerſatz wurde keinem Theile auferlegt, weil dem Kläger, 
welcher durch Ueberreichung der Klage zu dem nichtigen Verfahren den 
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Anlaß gegeben hat, ein Auſpruch auf Koſtenerſatz nicht zuſteht; die 
Geklagte aber gegen die aufrechte Verbeſcheidung der Klage nicht Be— 
ſchwerde geführt und überhaupt die Einwendung der Incompetenz 
nicht erhoben hat, daher mit dem Kläger an dem nichtigen Verfahren 
Schuld trägt. Ger.⸗H. 


Zu den §§ 131 und 132 B. G. Mit dem Befugniſſe zur An⸗ 
legung und zum Betriebe eines Bergwerkes iſt auch die Berech⸗ 
tigung zur Waſſerleitung verbunden. 


Das vom Kohlenbergwerke K. geſchöpfte Waſſer wurde auf die 


Art herabgeleitet, daß es in die Teiche des Johann D. drang und 


dieſelben verunreinigte. 

Da die Bergbehörden keine Abhilfe getroffen haben, wendete ſi 
Johann D. an die Gerichte mit der Klage wider den Beſitzer des 
Kohlenbergwerkes X. und ſtellte das Begehren wegen Aberkennung des 
Rechtes, das Grubenwaſſer in die klägeriſchen Teiche abzuleiten. 

Alle drei Inſtanzen haben das Klagsbegehren zurückgewieſen, der 
k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 5. December 1878, 
Z. 6443, aus dem Grunde, weil die dem Geklagten bergbehördlich 
ertheilte Befugniß zur Anlegung und zum Betriebe eines Kohlenberg— 


werkes denſelben berechtigt, nach der Beſtimmung des § 131 des Berg— 


geſetzes auch zur Waſſererhaltung, nämlich die zur Entleerung des 
Grubenbaues von den Wäſſern nothwendigen Vorrichtungen zu errichten 
und ſolche im Betriebe zu erhalten. Wenn nun Belangter in Ausübung 
dieſes Rechtes ein Maſchinenpumpenwerk zum Ausſchöpfen des Waſſers 
auf eigenem Grunde errichtet und ſolches in Betrieb geſetzt hat, To 
kann der Kläger aus dem Grunde allein, daß das ausgeſchöpfte 
Grubenwaſſer beſonders zur Zeit ſtarker Niederſchläge und bei Ein— 
tritt des Thauwetters mittelſt natürlichen Abflußes bis in ſeine, nicht 
unmittelbar am Kohlenwerk, ſondern in einiger Entfernung davon lie— 
genden Teiche dringt und in denſelben Schlamm ablagert, noch nicht 


verlangen, daß dem Belangten der weitere Betrieb ſeiner gegenwärtigen, 


wenn auch für Kläger läſtigen Waſſerhaltungsvorrichtung unterſagt und 
er gezwungen werden ſolle, eine andere Vorrichtung derart einzurichten, 
daß der Abfluß des Grubenwaſſers eine andere Richtung nehme, weil 
ein ſolches Begehren, welches nicht die Anmaßung einer in ihrer Weſen— 
heit begründeten Dienſtbarbeit, ſondern lediglich die dem Kläger angeb— 
lich ſchädliche Art der Ausübung des dem Geklagten geſetzlich zuſte— 
henden Waſſerhaltungsrechtes zum Gegenſtande hat, an ſich ſchon des— 
halb unhaltbar iſt, weil hieraus kein anderes Recht, als nur jenes, 
Schadenererſatz zu verlangen, ſich ergeben könnte. 

Das Einſchreiten der Bergbehörde, welche nach $ 132 B. G. 
nur über den Umfang und die Ausübung des Waſſererhaltungsrechtes, 
nicht aber auch über privatrechtliche Schadenerſatzanſprüche zu entichei- 
den hat, bleibt hier ausgeſchloſſen, zumal die Bergbehörde in dieſer 


Angelegenheit bereits intervenirt und die Berechtigung des Geklagten 


zur Ableitung des Grubenwaſſers in der Richtung der klägeriſchen 
Teiche gegen eine billige Entſchädigung anerkannt hat. Ebenſowenig 
tritt im vorliegenden Falle die Gerichtsbarkeit des Berggerichtes ein, 
da es ſich nicht um einen Gegenftand handelt, welcher nach den Beſtim— 
mungen des 8 65 J. N. der berggerichtlichen Competenz vorbe— 
halten iſt. : Ger.⸗H. 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. III. Quartal. 
Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampffchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 


Nr. 91. Ausgeg. am 19. Auguſt. 
Conceſſionsertheilung zum Baue und Betriebe einer Pferdebahn ameri⸗ 
kaniſchen Syſtems in Lemberg. H.⸗M. Z. 20.882. 23. Juli. 
Nr. 92. Ausgeg. am 21. Auguſt. 


Nr. 93. Ausgeg. am 23. Auguſt. 


Nr. 94. Ausgeg. am 26. Auguſt. 


e 


Nr. 95. Ausgeg. am 28. Auguſt. 19. Juli 1879, R. G. Bl. Nr. 108, vorgeſchriebenen Desinfection bei Vieh⸗ 
Erlaß des k. k. Handelsminiſters an ſämmtliche Bahnverwaltungen, betreffend transporten. Z. 27.821. 27. Auguſt. 
die Belaſſung wehrpflichtiger Eiſenbahnbedienſteter auf ihren Dienſtpoſten im Nr. 107. Ausgeg. am 27. September. 
Mobiliſirungsfalle. Z. 16.732. 6. Auguſt. u: 
Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterr.⸗ung. Nr. 108. Ausgeg. am 30. September. 
Eiſenbahnen. 24. Auguſt. Conceſſion zum Baue und Betriebe einer ſchmalſpurigen Hundebahn von der 
Nr. 96. Ausgeg. am 30. Auguſt. Zuckerfabrik in Perutz zur dortigen Station der Prag-Duxer Eiſenbahn. Z. 23.321. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, 25. Juli. 
betreffend einige Abänderungen des Betriebsreglements. Z. 22.474. 12. Auguſt. Conceſſion zum Bane und Betriebe einer Schlepp¾hahn von der Station 


Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen an ſämmtliche | Triebfchig der Auſſig⸗Teplitzer Eifenbahn zu der Kohlenförderungsanlage der 
öfterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die rechtzeitige Vorlage der vorgefchriebenen | Anglo-Defterreichiichen Bank in Niedergeorgenthal. Z. 27.009. 13. September. 
Quartalsausweiſe über eröffnete Stationen und Halteſtellen. Z. 2917 — III. 12. Auguſt. | Bewilligung zur Anlage eines zweiten Geleiſes der Wiener Tramway⸗ 


Nr. 97. Ausgeg. am 2. September. Geſellſchaft auf der Wiedener Haupſtraße, ferner eines einfachen Geleiſes in der 
Abdruck von Nr. 108 R. G. Bl. Paulanergaſſe. H. M. Z. 27.519. 5. September. 
Abdruck von Nr. 109 R. G. Bl. Bewilligung zur Weiterführung der Grazer Tramway über den Vorplatz 


des dortigen Südbahnhofes. H.⸗M. Z. 15.139. 1. September. 
Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. September. 


Nr. 98. Ausgeg. am 4. September. 
Abdruck von Nr. 110 R. G. Bl. 

Nr. 99. Ausgeg. am 6. September. 
Vertrag, welcher zwiſchen den k. k. Miniſterien des Handels und der Verordnungsblatt für das Aichweſen im Verwaltungsgebiete des 


Finanzen im Namen der k. k. Staatsverwaltung einerſeits und der k. k. priv. k. k. Handelsminiſteriums. 
Südbahn⸗Geſellſchaft andererſeits zum Zwecke des Eiſenbahnverkehres im neuen Nr. 17. Ausgeg. am 20. Auguſt. 
Hafen von Trieſt am unten angeſetzten Tage abgeſchloſſen worden iſt. 12. Auguſt. Sechſter Nachtrag zur Aichordnung vom 19. December 1872. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, Fünfter Nachtrag zum Aichgebühren Tarife. 
betreffend die Vorlage der Fahrordnungen und Tarife an das k. und k. Landes⸗ Nachtrag zur Inſtruction. 
verth eidigungsminiſterium. Z. 25.612. 22. Auguſt. Nr. 18. Ausgeg. am 21. Auguſt. 
Inangriffnahme des Baues der Eiſenbahnlinie Erbersdorf⸗Würbenthal Vorſchriften, betreffend die Zulaſſung zur Aichung und Stempelung von 
auf Staatskoſten. HM. Z. 23.717. metallenen Gefäßen zum Transporte der Milch (Milchkannen). 


Nr. 100. Ausgeg. am 11. September. 1 Vorſchriften, betreffend die Zulaſſung zur Aichung und Stempelung von 
1 N Milchzefäßen mit Meßſtab zum Gebrauche in Milchwirthſchaften und Sennereien 
5 Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an die Verwaltungen der Kaiſer Vorſchriften, betreffend die Zulaſſung zur Aichung und Stempelung von 
Ferdinands⸗Nordbahn, galiziſchen Carl Ludwig-⸗Bahn, Lemberg⸗Czernowitz⸗Jaſſy Maiſchbottichen. 
Eiſen bahn, Erſten ungariſch⸗galiziſchen Eiſenbahn, Erzherzog Albrecht⸗Bahn, ober⸗ Vorſchriften, betreffend die Aichung und Stempelung von Meßrahmen für 
ſchleſiſchen Eiſenbahn und Rechte Oderufer Eiſenbahn, betreffend die Ueberſetzung; Breunholz in Scheitern. 
der Auſſchrift der Warnungstafeln in polniſcher Sprache. Z 25.796. 25 Auguſt. Instruction, betreffend die Aichung der Milchtransportgefäße (Milchkannen). 
Erlaß der k. k. Geueralinſpection der öſterr. Eiſenbahnen an die Verwal— Inſtruction zur Aichung der Milchgefäße mit Meßſtab. 
tungen der öſterr. Eiſenbahnen, betreffend die Bezeichnung der Fracht- und Neben— Instruction für das Aichen der Maiſchbottiche. 
gebühren auf den Frachtbriefen. Z. 9100 — III. 25. Auguſt. e ne 
Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Station X a . an a au 5 5 
Tetſchen der öſterr. Nordweſtbahn zur Elbe. Z. 23.034. 26. Auguſt. | Inſtruction, belreſſend die Aichung und Stempelung des mit Erlaß des 
ur: 4 5 5 : 1 8 „ k. k. Finanzminiſteriums vom 3. Auguſt 1878 (R. G. Bl. Nr. 107) bei der 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige ß 5 Br 5 
8 . . : : ar Productverſteuerung in Branntweinbrennereien zugelaſſenen Dolainski'ſchen 
Secundärbahn von der Station Königshain der k. k. priv. ſüdnorddeutſchen Ver⸗ 905 8 
Spiritus⸗Meßapparates. 


bindungsbahn nach Schatzlar. Z. 24.123. 20. Auguſt. 
Nr. 101. Ausgeg. am 13. September. 
Conceſſionsertheilung für eine Pferdebahn amerikaniſchen Syſtems in Linz | Perfonalien. 
und Urfahr. H.⸗M. Z. 18.128. 16. Auguſt. Seine Majeſti 8 ar 97 7 18 
0 5 eine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe bei der mähriſchen Finanz⸗ 
Erſtreckung des Termines zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für mehrere Landesdirection I Göttinger den Orden der eijernen Krone III. Glafe 
Pferdebahnlinien auf der Gürtelſtraße nebſt Abzweigung zum Centralfriedhofe. | tarfrei verliehen. — 
H.⸗M. Z. 13.444. 18. Juni. Seine Majeſtät haben dem Hof- und dete Ff, und 9 fer 
; des Aeußern Eugen Freiherrn v. Haan eine erledigte Hof- un iniſterialſecre⸗ 
Nr. 102. Ausgeg. am 16. September. tärsſtelle verliehen. | 
5 Seine Majeſtät haben den Finanzrath Joſef Zelezuy zum Oberfinanz— 


| > GOTT 


Nr. 103. Ausgeg. am 18. September. rathe der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Tramway Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Oberdirector im Finanzminiſterium 


; 5 IR i : Stanislaus v. Abrahamsberg taxfrei den Titel und Charakter eines Regie⸗ 
mit Dampfbetrieb von Spalato nach Imoschi und bis zur Dalmatiner Landes- rungsrathes und dem Hilfsämter Directionsadjuncten Ferdinand Ullrich In 


grenze in der Richtung gegen Moftar. Z. 25.481. 22. Auguſt. Titel und Charakter eines Hilfsämterdirectors verliehen. 

ee ene er Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Finanz⸗ 

ſchen Czajkowice am Dnieſter und Grabowice am San. Z. 27.277. 27. Auguſt. miniſterium Georg Scheurer das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
Nr. 104. Ausgeg. am 20. September. verliehen. 


5 N 5 Ä ; Seine Majeſtät haben dem Zoll⸗Oberamtsofficial des Hauptzollamtes in 
Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Station Wien Joſef Taferner den Titel und Charakter eines Zoll⸗Oberamtscontrolors 


Pecek der k. k. priv. öſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Geſellſchaft zur Actienfabrik für verliehen. 


Erzeugung von Kunſtdünger, Chemicalien und Spiritus und zur Zuckerfabrik Seine Majeſtät haben dem Rechnungsofficiale im Ackerbauminiſterium 
des Moriz Weinrich in Pecek. Z. 27.832. 9. September. Anton Hirſchler das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Nr. 105. Ausgeg. am 23. September. 
— ' Erledigungen. 
Nr. 106. Ausgeg. am 25. September. Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der n. ö. Statt⸗ 


Erlaß des k. k. Handelsminiſters an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, halterei, eventuell Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten oder Rechnungsaſſiſtenten⸗ 
betreffend Erſtattung von Anträgen über Durchführung der im Geſetze vom ſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 20. Jänner. (Amtsbl. Nr. 6.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Nedacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


